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Gemeindetag verspricht harte Verhandlungen
um Finanzbeziehungen

 

Werkrealschule darf nicht an Bürokratie scheitern

Wiesloch.   Harte Verhandlungen um die Finanzbeziehungen zwischen Land und Kommunen wurden bei der Mitgliederversammlung des Gemeindetags in Wiesloch angekündigt. „Die Interessen der Städte und Gemeinden sind nicht weniger wichtig, als die des Landes. Der Gemeindetag wird der Landesregierung ein harter Verhandlungspartner sein“, sagte Gemeindetagspräsident Roger Kehle in Anwesenheit von Ministerpräsident Günther Oettinger.

Verhandlungsbasis ist Null

Zwar hätten die Kommunen bisher mit rund 400 Millionen Euro jährlich dazu beigetragen, dass das Land die Netto-Nullverschuldung erreicht habe. Die Wirtschaftskrise habe aber riesige Löcher in die Kommunalhaushalte gerissen. 

Der kommunale Finanzierungssaldo 2010 werde mit über 1,5 Milliarden Euro in’s Minus rutschen. „Das ist ein Negativrekord seit Bestehen Baden-Württembergs“, sagte Kehle. Die kommunalen Soziallasten drohten aufgrund der Arbeitslosenzahlen mit Höchstgeschwindigkeit nach oben zu schnellen.

„Unsere Verhandlungsbasis ist nicht 400 Millionen, sie ist Null,“ kündigte Kehle an. Die Landesregierung solle nicht überlegen, wie sie den Kommunen in die Taschen greifen kann, sondern wie sie den Kommunen in schwieriger Lage helfen könne.

„Wir müssen verhindern, dass die Gemeinden als Konjunkturmotor ausfallen. Man kann die Wirtschaftskrise nicht durch Sparprogramme überbrücken. Ich will nicht einer grenzenlosen Verschuldung das Wort reden. Aber die besondere Situation erfordert besondere Maßnahmen“, so Kehle.

Schulämter sollen beraten, nicht verhindern

Der Gemeindetag unterstützt die Weiterentwicklung der Hauptschule zur Werkrealschule neuen Typs. Die Bildungschancen der Kinder müssten dabei im Vordergrund stehen. Dieses Ziel dürfe nicht an der Kultusbürokratie scheitern.

„Uns ist klar, dass aufgrund der demografischen Entwicklung nicht alle Schulstandorte gehalten werden können. Aber wir wollen verhindern, dass durch die Einführung der Werkrealschule möglichst viele ‚schulfreie Zonen’ entstehen“, sagte Kehle.

Die Schulämter müssten in diesem Sinne Gemeinden beraten, nicht bevormunden. „Wir brauchen keine Schulräte, die nur wissen, was nicht geht, sondern solche, die mit den Gemeinden kreativ an Lösungen arbeiten“, verlangte Kehle. „Die Landesregierung muss sicher stellen, dass ihr Schulgesetz so angewendet wird, wie es im Gesetzblatt steht: flexibel und konstruktiv. Es geht nicht, dass Ministerialbeamte und Schulräte unsere Gemeinden mit Restriktionen konfrontieren, die jeder rechtlichen Grundlage entbehren und den Sinn des Gesetzes ins Gegenteil verkehren.“
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